
Der Dorfbürgermeister von damals… 
- von Hubert Roth - 

 

Ein Bürgermeister ist das Oberhaupt einer Gemeinde. Das weiß jeder. 

Doch seit wann gibt es ihn? Seit wann gibt es – über die Städte hinaus 

- die Gemeinden auf dem Land, denen er vorstand? – Diesen Fragen 

soll nachstehend nachgegangen – und anschließend auf zwei  Dorf-

Bürgermeister im Klettgau-Dorf Erzingen eingegangen werden, die in 

besonderem Maße nicht nur ihre ihnen übertragenen Aufgaben hervor-

ragend erfüllten, sondern sich darüber hinaus mit besonderen Eigen-

schaften verdient machten. 

 

Das Entstehen der dörflichen Gemeinden 

Gemeinden im heutigen Wortsinn hat es nicht immer gegeben. Neue historische 

Forschungen haben gezeigt, dass sich die Bildung der Gemeinden in unserem 

Raum erst im Hochmittelalter, also in der Zeit etwa zwischen 1200 und 1300 voll-

zogen hat. Natürlich gab es auch schon vorher genau abgegrenzte Gemarkungen 

mit menschlichen Siedlungen, die Ortsnamen trugen, wie wir sie heute noch ken-

nen. Aber Gemeinde mit festen Wohnsitzen, abgelöst von den bisherigen festen 

Fronhöfen, entstanden erst in dieser Zeit. Das war damals die Folge einer tiefgrei-

fenden Änderung der Agrarverfassung, die an die Stelle der Bewirtschaftung der 

grundherrlichen landwirtschaftlichen Nutzflächen durch Frondienste eine Agrarver-

fassung setzte, in der alsdann die bisherige Grundherrschaft in zahlreiche zins-

pflichtige Bauernlehen aufgelöst wurde. Erst dann konnten die Bauern endlich 

selbstständig wirtschaften – und an die Stelle der sich immer wieder verändernden 

Siedlungsweise trat nun das Dorf als Dauerwohnsitz mit festen Häusern und Hö-

fen. 

 

Wie die kommunalen Institutionen entstanden 

Die Loslösung der ländlichen Bevölkerung aus dem Verband des Herrenhofes 

machte als Folge nun aber eigene Institutionen zur Regelung des gemeinschaftli-

chen Lebens und Wirtschaftens erforderlich:  

Die Gemeinde im heutigen Sinne entstand als Lebens- und Wirtschaftszusammen-

hang, als kultische Gemeinschaft, als Rechtskreis, als Gebietskörperschaft - und 

man entwickelte genossenschaftliche Verbände, die berechtigt wurden, nun für 

alle Bewohner deren öffentlichen Aufgaben wahrzunehmen. Das war notwendig, 

denn die  landwirtschaftliche Infrastruktur bedurfte klarer Regelungen wie z.B. 

über die Anlegung und Unterhaltung der Feldwege, die gemeinschaftliche Nutzung 

der Allmende (Weide, Wald) und die Vatertierhaltung u.v.a.m. mussten organi-

siert, Streitigkeiten geschlichtet und Verstöße gegen die Ordnung geahndet wer-

den, denn das alles geschah nun nicht mehr i.R. der bisherigen Fronhofverfas-

sung, sondern durch eigene Institutionen, die genossenschaftlich zu organisieren 

waren. Damit hatte die Geburtsstunde der kommunalen Selbstverwaltung ge-

schlagen.   

 

 



 

 

Vogt, Schultheiß und Bürgermeister 

An der Spitze dieser neu entstandenen Gemeinwesen stand zunächst der Vogt o-

der Schultheiß, der in der Gemeinde die Herrschaft vertrat. Da der Feudalherr sei-

nen Einfluss auf die Gemeinde  behalten wollte, wurde dieser von ihm bestellt. 

Doch ohne Rückhalt in der Gemeinde konnte ein Vogt/od. Schultheiß nicht erfolg-

reich amten. Ein kluger Feudalherr tat deshalb gut daran, jemanden auszuwählen, 

der das Vertrauen der Dorfbewohner hatte. Allerdings darf man sich die Zahl der 

damaligen Kandidaten nicht allzu groß vorstellen – und 

das umso mehr, je kleiner die Gemeinde war. Der 

Vogt/Schultheiß repräsentierte die Gemeinde gegen-

über der Herrschaft und war gleichzeitig der Vertreter 

der herrschaftlichen Interessen in der Gemeinde; er 

war oberster Verwaltungsbeamter der Gemeinde und 

leitete zusammen mit den ebenfalls bestimmten Ge-

schworenen / Gemeinderäten die Gemeinde und die 

Sitzungen des örtlichen Gerichts. Doch im Spätmittelal-

ter entstanden innerhalb des Staatswesens als Folge 

der Übertragung königlicher Hoheitsrechte für be-

stimmte Gebiete an einen Feudalherrn immer mehr 

fürstliche Einzel-Gebietsstaaten (sog. Territorialstaa-

ten) und mit dem parallel entstandenen Absolutismus wurde die im deutschen 

Südwesten entstandene Selbstverwaltungstradition unterbrochen, denn absolutis-

tische Herrscher wollten die kommunalen Nebengewalten mit einer gewissen Au-

tonomie nicht mehr dulden. Damit fanden z.B auch die hauensteinischen Einungen 

des Hotzenwaldes ihr Ende. 

 

Aufbruch in das neue kommunale Zeitalter 

Es dauerte nach kriegerischen Jahrzehnten und nach der napoleonischen Ära  lan-

ge, bis schließlich innerhalb der im Wiener Kongress (1814/15) neu gebildeten 

Staatswesen (u.a. Großherzogtum Baden) die kom-

munale Selbstverwaltung wieder neu errichtet wer-

den konnte. So entstanden in Süddeutschland neben 

Bayern und Württemberg im Großherzogtum Baden 

Landesverfassungen (in Baden 1818) und als Folge 

neue kommunale Verfassungssysteme. Auf Grund 

der vielen tradierten kommunalen Rechtsverhältnisse 

dauerte es im Großherzogtum Baden bis zum Jahre 

1831, bis eine Gemeindeordnung die klare landes-

weite kommunale Regelung installierte und den Ge-

meinderat mit  dem direkt gewählten Bürgermeister 

zu den Hauptorganen einer Gemeinde bestimmte. 

Doch schon nach einem Jahrzehnt erhoben sich im 

badischen Landtag immer mehr Stimmen, die mehr 

Demokratie forderten und eine deutliche Änderung 

der Zustände im gesamten Land forderten. 



 

 

Die von Frankreich überschwappenden revolutionären Gedanken führten schließ-

lich auch in Baden zur Revolution 1848/49. Nach deren Scheitern   

blieb das Großherzogtum in der sog. Reaktionsära einige Zeit unter der Kontrolle 

des preußischen Militärs. Somit war Badens Souveränität nach 1849 durch die  

Abhängigkeit von der Politik Preußens stark eingeschränkt. 

Das Kriegsrecht blieb in Baden noch bis zum 1. September 1852 bestehen. Erst  

ab 1860 konnte sich in Baden dann die Politik der „neuen Ära“ vollziehen. Eine 

Vielzahl von Reformen war die Folge, mit denen wesentliche Forderungen des Li-

beralismus erfüllt – und die Verwaltung bis hinunter in die Gemeinden reformiert 

wurden. In dieser Weise neu konstituiert galt Baden schließlich in der 2. Hälfte 

des19. Jahrhunderts als Hochburg des Liberalismus. Damit war das Großherzog-

tum Baden bis zur Gründung des Deutschen Reichs 1871 im politischen Leben des 

Deutschen Bundes weitaus bedeutender, als es damals seiner machtpolitischen 

Stellung entsprach. 

 

Das 20. Jahrhundert 

Das folgende Jahrhundert brachte die unseligen 2 Weltkriege mit ihren eklatanten 

sozialen Folgen. Dazwischen erwies sich die schlimme 12-jährige nationalsozialisti-

sche Zwangsherrschaft von 1933-1945 als geradezu menschenverachtende, ver-

brecherische, traumatische Epoche für Deutschland.  

 

Bei der Verarbeitung der mit dieser Epoche verbundenen Vorgänge kann es sicher-

lich hilfreich sein, uns die Verhaltensweisen von Menschen der damaligen Zeit in 

Erinnerung zu rufen, von Menschen aus dieser Region,  aus unseren Lebens- und 

Wohnbereichen. Doch  die negativen Verhaltensmuster überwiegen, müssen es ja 

wohl auch, denn sonst wäre all das ja gar nicht möglich gewesen, was uns heute 

hinterher so unbegreiflich erscheint. Doch es gibt sie auch, die positiven Beispiele 

– und diese haben als „historischer Lehrstoff“ den sicherlich größeren Wert, weil 

sie uns nachahmenswerte Menschen vor Augen führen, die mutig „Nein“ sagten 

und dem damaligen Naziterror die Stirne boten, indem sie sich selbst und ihren 

Grundsätzen treu blieben, dem Angebot der Machteilhaberschaft widerstanden und 

diese Grundsätze nicht gegen Selbstverleugnung eintauschen wollten. Zweifellos 

waren das keine Helden, wenn es solche überhaupt je gab, sondern Alltagsmen-

schen, die sich lediglich in einem Punkt grundlegend von der Masse unterscheiden, 

damals wie heute: Durch eine der Freiheit und der Demokratie dienende Zivilcou-

rage. 

 

Ein Beispiel: Vom Bauer zum Bürgermeister 

So gilt es, von einem Mann zu berichten, der als ganz normaler Zeitgenosse, als 

Durchschnittsbürger, einst seinen Bauernhof bewirtschaftete, für seine Familie 

sorgte, in der Dorfgemeinschaft und darüber hinaus in Vereinen und Verbänden 

tätig war, sich dort kommunalpolitisch engagierte und bereits im Anfangsstadium 

dem Naziregime die Mitarbeit versagte.  

 

 



 

 

Die Rede ist von dem im Jahre 1873 geborenen Landwirt Martin Zimmermann,  

der in Erzingen im elterlichen landwirtschaftlichen Betrieb aufwuchs, diesen über-

nahm und ihn nach dem 1. Weltkrieg bald zu einem weitaus bekannten Musterbe-

trieb ausbaute.   

Nicht nur im örtlichen Vereinswesen, sondern vor allem in überörtlichen Verbän-

den und Genossenschaften machte er sich bald als tüchtiger Landwirt und leiden-

schaftlicher Winzer, als gradliniger und besonnener Mensch einen Namen und 

übernahm hohe genossenschaftliche Funktionen. Die Mitbürger seiner Heimatge-

meinde Erzingen schätzten seine charakterliche Stärke und erkannten bald seine 

Fähigkeiten.  

 

So konnte sich Martin Zimmermann auch in seinem Heimatdorf einer großen 

Wertschätzung erfreuen, durchbrach als Ausnahme die biblische Regel, wonach 

der Prophet im eigenen Land nichts gilt: Die Erzinger wählten ihren geschätzten 

Mitbürger im Jahre 1922 zu ihrem Bürgermeister. Als „einer von ihnen“ lenkte er 

in den folgenden elf Jahren maßgeblich die Geschicke seiner Heimatgemeinde und 

ging daneben weiterhin seinem bäuerlichen Beruf nach, ganz besonders dem 

Weinbau zugetan. Dabei dürfen die allgemeinen, wirtschaftlichen -  und wäh-

rungspolitischen Schwierigkeiten der damaligen Zeit nicht übersehen werden, die 

während der Weimarer Republik auch das gemeindliche Leben überschatteten.  

Alle diese Probleme kommunalpolitisch möglichst abzufedern, das Leben im Dorf 

trotzdem lebenswert zu gestalten, das war das unermüdliche Ziel von Martin 

Zimmermann, des „Galli-Marti“, wie er (sein Vater hieß Gallus mit Vornamen) in 

Erzingen heute noch postmortal genannt wird.  

Als Bürgermeister hatte er damals, eine demokratisch-kommunale Besonderheit 

der Weimarer Zeit, neben dem Gemeinderat als Hauptorgan mit einem 2. Gremi-

um, dem sogenannten Bürgerausschuss, zu arbeiten und die dörfliche Macht mit 

diesem zu teilen. Das führte nicht selten zu Auseinandersetzungen, die durch ge-

legentlich gegensätzliche Beschlüsse der beiden Organe ausgelöst wurden und die 

vom Bürgermeister viel Verhandlungsgeschick und Autorität erforderten.  

 

Doch dann kam gleich einem politischen Paukenschlag 1933 die von vielen zu-

nächst unterschätzte und unerwartete,  doch dann scheinbar nicht  mehr aufzuhal-

tende Nationalsozialistische Partei an die Macht, die mit ihrem Regime anschlie-

ßend innert zwölf  Jahren die ganze Welt in Brand steckte, die Menschen entwür-

digte,  sie in unsägliches Leid stürzte und Millionen ermordete.  

Martin Zimmermann schien, im Gegensatz zu vielen Anhängern und Mitläufern, 

damals schon sehr früh erkannt zu haben, was sich da 1933 anbahnte.  

Die ersten Monate der „braunen Regentschaft“ bestätigten dann auch seine Be-

fürchtungen und zeigten ihm, dass er einem solchen inhumanen, undemokrati-

schen Regime weder die Hand zur Zusammenarbeit reichen – noch seine Bedin-

gungen akzeptieren konnte.   

 

 

 



 

 

Die Unterwerfung unter die persönlichkeitstötenden Machtstrukturen hätte für ihn 

eine unerträgliche Selbstverleugnung beutet. 

 

Als er am 28.05.1933 erneut als Bürgermeister von Erzingen wiedergewählt wur-

de, setzten alsbald die gezielten nationalsozialistischen Widerwärtigkeiten, Bevor-

munden und Entwürdigungen gegen ihn ein, die ihn zum Parteiübertritt und zur 

Mitarbeit hätten bewegen sollen.  

 

D 

 

Die „braunen Herren“ wollten ihm damit zeigen, wer letztlich nun das Sagen hat. 

Doch Martin Zimmermann zog kompromisslos die Konsequenzen, passiver Wider-

stand erschien ihm notwendig: Er trat als Bürgermeister zurück. Fortan wurden ab 

1934 die Bürgermeister ohnehin nur nach parteilichen Gesichtspunkten von re-

gimewilligen Parteimitgliedern gestellt und schließlich auch nur noch bestimmt, 

statt gewählt, bis zu bitteren Ende 1945. 

Als dann im April 1945 die Franzosen Südwestdeutschland besetzten, der Krieg 

endlich vorüber war, erinnerte man sich nach der 12jährigen Nazidiktatur sofort 

wieder des Mannes, der mit dem Weinbauort Erzingen stets in einem Zusammen-

hang genannt wurde: Martin Zimmermann. Bereits 71jährig wurde er in dieser 

Notzeit von der französischen Besatzungsmacht nochmals übergangsweise als 

Bürgermeister bis 1946 eingesetzt. Doch der alte Mann wollte und konnte nicht 

mehr. Zu sehr hatten die Kriegsjahre auch an ihm gezehrt, hatten auch seiner 

Familie Schaden zugefügt: Ein Sohn blieb im Krieg, der zweite kehrte erst nach 

4jähriger Gefangenschaft nach Hause zurück.  

 



 

 

Als er dann 1948 seinen 75. Geburtstag feiern konnte, ernannte ihn die Gemeinde 

Erzingen zu ihrem Ehrenbürger. Diesem Akt kommt deshalb eine besondere Be-

deutung zu, weil es in den ersten drei Nachkriegsjahren doch recht ungewöhnlich 

war, einer Persönlichkeit das Ehrenbürgerrecht zu verleihen, denn man hatte ja 

damals weiß Gott andere Sorgen. Aber dieser Ehren-Akt in jener schweren Zeit, in 

der die Entnazifizierung auf Hochtouren lief, zeigt in seinem Zusammenhang deut-

lich auf, welch klarer und untadeliger Ruf dem Menschen Martin Zimmermann an-

haftete, welche gradlinige Haltung ihm zuerkannt war, mit der er den 12jährigen 

nationalsozialistischen „Sumpf“ durchwatete, ohne sich selbst und andere zu be-

schmutzen.  

 

Vieles hätte sich anders entwickelt, wäre anders geworden, hätte es möglichst vie-

le derartige Menschen seines Schlages gegeben. Das kann zwar an der Vergan-

genheit nichts mehr ändern, jedoch für die Gegenwart und die Zukunft als histori-

sche Lehre dienen.  

Am 13. Dezember 1957 starb der „Galli-Marti“, 84jährig. Er ist ein positives Bei-

spiel für eine menschlich saubere politische Haltung. Beispiel auch heute in einer 

Zeit, in der Idole selten geworden sind. 

 

Gerade in den Nachkriegsjahren  bewährten sich die Gemeinden mit ihren trotz 

allem funktionierenden Institutionen im besonderen Maße. Sie waren es, die den 

Menschen  in ihren Notlagen stets einigermaßen Hilfestellungen geben konnten.  

 

Die demokratische Selbstverwaltung nach 1945 

In Baden und Württemberg, den Mitgliedstaaten, die im Gefolge der napoleoni-

schen „Flurbereinigung“ im deutschen Südwesten neu entstanden waren, verlief 

die Entwicklung der kommunalen Selbstverwaltung lange höchst unterschiedlich. 

Auch wenn nach der Gründung des Bundeslandes Baden-Württemberg im Jahre 

1952 eine einheitliche, für alle Landesteile gleichermaßen geltende Gemeindeord-

nung geschaffen wurde, wirkten unterschwellig die unterschiedlichen Traditionen 

in den beiden Landeseilen trotzdem noch lange deutlich nach. Aber eines blieb: In 

einer Dorfgemeinde hatten der Gemeinderat und der Bürgermeister als kommuna-

le Organe das Sagen; doch jahrzehntelang war vor allem in den kleineren Ge-

meinden der „Ratschreiber“ als Leiter der Verwaltung die graue Eminenz.   

 

Ein weiteres Beispiel: Der musische Erzinger Bürgermeister 

Die vom Volk gewählten Dorfbürgermeister waren vielfach interessante und mar-

kante Persönlichkeiten. Während sie in kleinen Gemeinden ihr Amt ehrenamtlich 

ausübten, waren sie in Gemeinden ab 2000 Einwohnern bereits schon hauptamt-

lich tätig.  

Der Autor dieses Beitrages war zu Beginn  seiner Verwaltungsausbildung 1957 

in unmittelbarer Nähe des damaligen Erzinger Bürgermeisters Hermann 

Stoll tätig. 

 

 



 

 

Bürgermeister Hermann Stoll wurde 1949 für 8 Jahre zum Bürgermeister von 

Erzingen gewählt und 1957 für weitere 12 Jahre in seinem Amt bestätigt.  

Hermann Stoll war in vielfältiger Hinsicht außergewöhnlich:  

Er war Abiturient, studierte Mathematik und brach sein Studium an der Univer-

sität Freiburg ab, als sein Vater - der Erzinger Löwenwirt - plötzlich starb und 

er das elterliche Anwesen als Winzer und Wirt über-

nehmen musste. Alsbald wählten ihn die Erzinger Bür-

ger nach dem Zweiten Weltkrieg in das Amt ihres  

Bürgermeisters, das er 20 Jahre lang hauptamtlich 

(bis 1968) innehatte.  

Doch nicht nur von seiner Schulbildung und seiner  

Intelligenz her war Hermann Stoll ein herausragender 

Mensch. Mit guter Allgemeinbildung, viel Fantasie und 

einem großen Sprachvermögen ausgestattet,  verfass-

te der auch in der damaligen Zeit  schon weitgereiste 

Erzinger unzählige Mundartgedichte, Theaterstücke 

und beschrieb in vielfältiger und unnachahmlicher 

Weise in seinen Anekdoten vieles von dem, was er selbst in seinem Umfeld er-

lebte und ihm von seinen Altvorderen mitgeteilt wurde. 

Immer dann wenn er sich im Amt gestresst fühlte und sich die Möglichkeit 

ergab ging er in seinen Rebberg, wo es für einen Winzer bekanntlich immer 

etwas zu tun gibt. In diesem seinem Refugium bei seiner Tätigkeit vielfältig 

inspiriert, kehrte er anschließend ins Büro zurück, griff meist  gleich zur Feder 

und Zigarre, brachte seine Ergüsse zu Papier und legte mir, dem damaligen 

Lehrling, seine Konzepte anschließend mit der Aufgabe auf meinen Schreib-

tisch, diese fein säuberlich abzutippen, um sie anschließend seinen Privatakten 

beizufügen. 

Sein Gedicht “Klagelied eines Dorfbürger-

meisters“ machte besondere Karriere, denn 

es wurde vielfältig veröffentlicht und über den 

Gemeindetag  zusätzlich noch unter seinen 

(sich gleichsam betroffen fühlenden) Bürger-

meistern stolz herumgereicht, denn die Balla-

de berichtet aus der Sicht eines damaligen 

Bürgermeisters von einer längst vergangenen 

Zeit, die im guten - wie im schlechten Sinne  

außergewöhnlich war.  H.R. 

 

 

Nahstehend eine kommunalpolitische, lyrische Kostprobe des 

musischen Erzinger Bürgermeisters  Hermann Stoll. 

 

 

 
Hermann Stoll  1949  

 

 
         Hermann Stoll 1968 vor  

       seinem  Gasthof „ Löwen“ 



 




